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Zur Rechtsprechung

Professor Dr. Claus Luttermann*

Nach barrechtl iche Haftu n gsverfassu n g f ü r gentech n isch
veränderte Organismen

l. Fokus

Gentechnik ist ein gesellschaftspolitisch und juristisch heik-
les Gebiet. Das BVerfGl hat dazu jetzt sein erstes Urteil
gesprochen. Die Richter(in) des Ersten Sena.ts markieren
Eckpunkte nachbanechtlicher Abwehr- und Ausgleichs-
ansprüche. Eingefti$ in die zivil- und europarechtliche Ord-
nung entsteht eine Haftungsverfussung für die Nutzung gen-
technisch veränderter Organismen, wie hier gezeigt.

ll. Sach- und Rechtsgebiet

Der Frömmste kann nicht in Frieden bleiben, schrieb uns
schonFriedricb Schiller,wenn es ,dem bösen Nachbar nicht
gefällna. Nachbarschaftsverhältnisse sind gemeinhin kon-
fliktträchtig. Juristen gilt die nachbarrechtliche Materie um
$$ 906, 1004 BGB als hausbackene Kost. Das Feld wird mit
dem Einsatz gentechnisch veränderter Organismen (GVO) in
der Landwirtschaft zum zentralen Schauplatz von Gesell-
schaft sdiskurs und Selbstfindung.

Elementar sind unsere Umwelt und die Nahrungsmittelver-
sorgung. Landwirtschaftliche Praxis setzt GVO frei, was sich
auf benachbarte konventionelle und ökologische Kulturen
auswirken kann. Haftungsrechtlich geht es um Beeinträchti-
gungert des Eigentums und damit einhergehende Vermögens-
schäden. Das Gesetz zu Regelung der Gentechnik (Gentech-
nikgesetz - GenTG) gewährt Nachbarn seit der Novelle
2005 spezifische Ansprüche bei Nutzungsbeeinträchtigungen
gem. $ 36 a GenTG, der die $$ 1004, 906 BGB konkreti
siert.

Das BVerfG urteilt dazu wegweisend. Das Gebiet ist damit
nicht erschöpft: Angesichts begrenzter wissenschaftlicher Er-
kenntnis bleiben offene Fragen.Im Gesamtblick wird fir den
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen und die Nutzung
von GVO eine Hafrungsverfassung deutlich, die sinnvoll auf
ganzheitliche Konkordanz3 setzt.

lll. Richtercpruch

Die Richter(inl des Ersten Senats markieren in den Leitsät-
zen ihres Urteils eine besondere Sorgfaltspflicht des Gesetz-
gebers:

Dabei sei unter dem 
"noch 

nicht endgültig geklärten' Erkenntnisstand
der Wissenschaft über Langzeitfolgen der Gentechnik der Verfassungs-
aufuag des Schutzes der natürlichen trbensgrundlagen auch in Verant-
wortung ftir die künftigen Generationen zu beachten (Art. 20a GG).
Diese Pflicht trifft den Bundesgesetzgeber in umfassender Zuständigkeit
(t'rt.74I Nr. 26 Alt. 2 GG) für die Regelung des Rechts der Gentech-
nik bezüglich Menschen, Tieren und Pflanzena. Dazu zählt ein Stand-
ortregister zur Überwachung des gezielten Ausbringens von GVO in die
Umwelt (g 16a GenTG). F* soll Transparenz schaffen ftir den öffent-
lichen Meinungsbildungsprozesss. Spezifisch ftir Haftungsfragen stellen
die Richter fest, die Ergänzung und Konkretisierung des zivilen Nach-
barrechts in g 36a GenTG sei ein angemessener Ausgleich widerstrei-
tender lnteressen; er trage bei zum venräglichen Nebeneinander von
konventionellen, ökologischen und mit Gentechnik arbeitenden Pro-
duktionsmethoden6. Das ist in den europäischen Kontext einzuordnen.

lV. Europäisches Koexistenzkonzept

Europarecht prägt das Feld, allerdings im Sinne der Subsidia-
rität (Art.5 EI-IV). Gentechnik wird zunehmend landwirt-
schaftlich genutzt. Gentechnisch veränderte Kulturpflahzen
können auf Nachbargrundstücke einwirken, zum Beispiel
durch Auskreuzungen mit dort konventionell angebauten
Kulturpflanzen. In der Europäischen Union gilt zur Rechts-
harmonisierung im Binnenmarkt mit der Richtlinie über die
absichtliche Freiserzung genetisch Veränderter Organismen
in die UmweltT das Konzept der Koexistenz: Landwirte sol-
len konventionelle, ökologische und gentechnisch veränderte
Kulturen insgesamt vefträglich nutzen können.

Dafür entwickelt die Kommission Leitlinien für nationale
Koexistenz-Maßnahmen, die das unbeabsichtigte Vorhan-
densein von GVO in konventionellen und ökologischen Kul-
turpflanzen vermeiden (Art.26a der Richdinie 20011781
EG). Betriebsstrukturen und Bewirtschaftungsformen in der
Union sind ebenso verschieden wie die wirtschaftlichen und
natürlichen Bedingungen der regional arbeitenden Landwir-
te. Das soll durch Vorsorgemaßnahmen in den Mitgliedstaa-
ten ebenso gewahrt bleiben wie das Angebot gentechnik-
freier Produkte (subsidiäres Koexistenzkonzept). Es geht um
die Wahlfreiheiten der Erzeuger und der Verbrauchers.

V. Vorcorge und Haftung

1. Nachbarrecht

Der deutsche Gesetzgeber hat vorsorglich eine Rechtsbasis
fixiert. Das Genrechnikrecht soll Möglichkeiten gewährleis-
ten, dass Produkte wie Lebens- und Futtermittel konventio-
nell, ökologisch oder mittels GVO erzeugt und in den Ver-
kehr gebracht werden können (g 1 Nr.2 GenTG). Eigen-
tumsbeeinträchtigungen und Vermögensschäden durch die
Nutzung von GVO ($ 36a GenTG) sind zivilrechtlich ge-
schützt.

Allgemein hat ein betroffener Nachbar bei wesentlichen Be-
einträchtigungen, die ortsunüblich sind oder die mit wirt-
schaftlich zumutbaren Maßnahmen abgestellt werden kön-
nen, einen Abwehranspruch gegen den Emittenten (gg 1004,
906 BGB). Mangels Abwehranspruch hat der Nachbar einen
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Der Autor ist Inhaber des Lebntuhls ftir Bürgerliches Recht, deut-
sches und internationales Handels- und Virtschaftsrecht an der'Kath.
Universität Eichstän-lngolsadt. - Besprechung von BVerfG, Urt. v.

24.11. 2010 - 1 BvF 2/05, NVwZ 2011,94 = NJW 2011, ,{41 L
(unter Nr. 2 in diesem Heft).
BVe rf G, l'{Y wZ 207 1, 9 4.
Schiller, Mlhelrn Tell, IV, 3 (Sämtl. Werke, hrsg. v. Alt, Dnmen 2,
20041.
Daza Luttermann, JZ 20LL, 19 5.
BVerfG,NVwZ2017,94lÄ. 1 und 2, Rdnrn. 132ff.
BVerfG,l{VwZ2011,94 = NJ\V 2011,441 t"s. 3.
BVetG, NVwZ 2011, 94 lß. 4, Rdnm.253ff.: Vereinbarkeit mit
Art. 14I, Art. 121, fut.5III 1 und Art. 3 I GG.
Richtlinie 2001/18/EG v. 12. 3.200I, ABIEG Nr. L 106, S. 1.
EUI(ommission, Empfehlungen v. 23.6. 2003, ABIEG Nr. L 189,
S. 36, 39, und v. 13. 7. 2010, ABIEU Nr. C 200, S. 1.
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verschuldensunabhängigen Ausgleichsanspruch, wenn die
Einwirkung über das zumutbare Maß hinaus eine ortsübli-
che Nutzung des Grundstücks oder dessen Ertrag mindert
($ 906 II 2 BGB). Dieser ist subsidiär gegenüber Ansprüchen
auf Schadensersatz und wird nach enteignungsrechtlichen
Grundsätzen bemessene.

Die Rechtsprechung gewährt einen entsprechenden Aus-
gleichsanspruch auch, wenn der Eigentürner an der Abwehr
einer nach $ 906 BGB übermäßigen Beeinträchtigung gehin-
derr ist (sog. bürgerlich-rechtlicher Aufopferungsanspruch).
Die Hinderung kann rechtlich oder tatsächlich begründet
sein, z. B. durch die Nichterkennbarkeit der schädlichen Wir-
kungto.

2. Konkretisierung

ITas eine ,wesentliche Beeinträchtigung" i. S. von $ 906
BGB ist, f'rihn $ 36 a GenTG aus. Dabei geht es aber nicht,
wie Gesetzesbegründung und jetzt auch BVerfG schreiben,
um einen ,unbestimmten Rechtsbegriff"tl. Die Formulie-
rung ist ein Widerspruch in sich. Ein Begriff bezeichnet erwas
Bestimmtes, um darauf zugreifen zu können. Das gilt beson-
ders ftir Klarheit und Rechtssicherheit, denn ein ,unbe-
stimmter' Begriff (Tatbestand) ist wertlos, beliebig, juristisch
unbrauchbar: Der Rechtsbegriff scheidet die Willkir vom
Recht12.

Demgemäß wird das Nachbanecht für die verträgliche Ko-
existenz konlretisiert. Unerheblich ist dabei für die Beurtei-
lung der 

"Ortsüblichkeit" 
i. S. von $ 906 BGB, ob die Ge-

winnung von Erzeugnissen mit oder ohne GVO erfolgt
($ 36 m GenTG). Ein Grundsti.ick wird wesentlich beein-
trächtigt, wenn aus Sicht des Nutzungsberechtigten wegen
Übertragung oder sonstigen Eintrags von GVO Erzeugnisse
nach einer Fallgruppe des $ 36a I GenTG (Nr. 1) nicht in
den Verkehr gebracht, (Nr. 2) nur gesetzlich als gentechnisch
verändert gekennzeichnet vertrieben oder (Nr.3) nicht ge-
kennzeichnet als Produkt aus ökologischem Landbau (Ver-
ordnung 209U97|EWG) verkauft werden dürfen.

Dabei greifen fthwellenwerte. Gemeinhin gelten als akzeptabel bis zu
0r9V" fifu das Vorhandensein von GVO-Spuren, wenn dieser Anteil
zufällig oder technisch unvermeidbar ist13. \Vird er in Lebens- oder
Funermineln überschrinen, besteht Kennzeichnungspflicht. Die Kom-
mission will zu Recht niedrigere Werte; differenziert nach Pflanzenarten
zum Beispiel 0}% bei Raps und 0,5% ffu Zuclterrüben, Mais, Kartof-
feln. Die Mitgliedsraaten können zum Schutz bestimmter Produktions-
formen niedrigere Schwellenwerte setzen, Relevante Einkommensein-
bußen ökologischer und konventioneller landwirte sind also auch unter
0,9% GVO-Spuren möglichla.

3. Gute fachliche Praxis

Um Nachbargrundstücke und Umwelt im Sinne hoher Qua-
litätsstandards und landwirschaftlicher Velfalt (Koexistenz)
präventiv zu schützenls, gilt für die Nutzung von GVO all-
gemein die haftungsbewährte Pflicht zur ,guten fachlichen
Praxis" ($ 16b GenTG). Diese Vorsorgepflicht und einher-
gehender Aufwand sind wirtschaftlich zumutbar i. S. von
$ 906 BGB ($ 36a II GenTG). In ökologisch sensiblen Ge-
bieten gilt ein erhöhter Vorsorgemaßstab. lnsgesamt zu be-
achten sind die europäischen Vorgaben der Richtlinie
92l43tEVG über die Erhaltung der natürlichen Lebens-
räume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen, spezifisch
in Deutschland auch die Ziele des Bundesnaturschutzgeset-
zes ($$ 1,2 BNatSchG).

Die einzuhaltende ,gute fachliche Praxis" prägt $ 16b III
GenTG. Dazu gehören insbesondere Maßnahmen im Um-
gang mit GVO, die Einträge in andere Grundstücke verhin-
dern und Auskreuzungen in andere Kulturen benachbarter

Flächen sowie l(eiterverbreitung durch l7ildpflanzen ver-
meiden (Nr. 2). Bei Haltung gentechnisch veränderter Tiere
ist ihr Entweichen bzw. das Eindringen anderer Tiere der
gleichen Art zu unterbinden (Nr. 3). I7ährend der Beför-
derung, Lagerung und Weiterverarbeitung von GVO sind
Verluste sowie Vermischungen und Vermengungen mit ande-
ren Erzeugnissen zu verhindern (Nr. 4). Allgemein gelten die
Vorgaben der Genehmigung für das lnverkehrbringen von
GVO ($$ 16 b m Nr. 1, 16 Va GenTG). Die Akteure müssen
über entsprechende Zuverlässigkeit, Kenntnisse, Fähigkeiten
und Ausstattung verfügen ($ 16 b IV GenTG).

tn der Gentechnik-Pflanzenerzeugungsverordnungl6 nach $ 16b VI
GenTG spezifiziert die Bundesregierung die Vorgaben. Sie sind nicht
abschließend ($ 16bltr GenTG: 

"insbesondere'). 
Sie schaffen für

Landwine einen Handlungsrahmen, bleiben aber an neue Eptwicklun-
gen ,urzupassen, Das trägf, wie das BVerfG bekräftigt, 

"der 
Vielgestal-

tigkeit des geregelten Lebenssachverhalts" RechnunglT: kn Einzelfall ist
durch Auslegung anhand der Wernrngen der Regelbeispiele die Sorgfalt
zu ermineln, die im Sinne guter fachlicher Praxis für die Erfiillung der
Vorsorgepflicht nötig ist. Nachbarn können gem. $ 16b I GenTG haf-
tungsmindernd schriftliche Vereinbarungen über die gute fachliche Pra-
xis treffen.

Vl. Erkenntnisstand

Der Sorgfaltsmaßstab ist für technisch fortschreitende Ent-
wicklung gedacht im allgemeinen Haftungskonzeptl8. Ange-
messen ist das jeweils ,im Verkehr erforderliche" Maß

ß276II BGB; $ 16I Nr.2 GenTG: ,Stand von Wissen-
schaft und Technik"). Dabei hat der Geseageber mit einem
angenommenen ,Basisrisiko"le von GVO einen weiten Kreis
gezogen. Zum Schutz der in $ 1 Nrn. 1, 2 GenTG genannten

Rechtsgüter und Belange unterliegen nicht nur GVO, son-
dern auch deren Nachkommen allgemein und insbesondere
jene, die durch zufällige Auskreuzung oder Rekombination
entstehen, dem Gentechnikrecht ($ 3 Nr. 3 GenTG).

Das BVerfG bekräftigt zugleich die besondere Verahtwor-
tung ftir den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen
(Art. 20a GG). Die Richter sehen hier das Gentechnikrecht
gedeckt durch die Einschätzungsprärogative des Gesetz-
gebers, setzen,keinen wissenschaftlich:empirischen Nach-
weis des realen Gefdhrdungspotenzials" der GVO und ihrer
Nachkommen voraus20: Die wiss.gnschaftlich ungeklärte
Situation befuge den Gesetzgeber, die Gefahrenlagen und
Risiken zu bewerten, zumal die geschüuten Rechtsgüter ver-
fassungsrechtlich verankert seien und hohes Gewicht hät-
ten21. Diese Grundsicht prägt das Urteil insgesamt zum
Schutz von Menschen, Tieren, Pflanzen und der Umwelt in
ihrem Wirkungsgefüge. Die Richter sehen damit auch die
normierte Vorgorgepflicht als verhältnismäßig. Mithin ist
anhand des wissenschaftlichen Erkenntnisstands eine ganz-
heitliche Konkordanz zu sichern.

9 BGHZI20,239 (249) =NJW1993' 925;BGH'NJW-RR 1988' 1291;
NJW 2003, 2377;NlV 2009,762.

lO BGH, NJW 1967, 1857; NJV 1999,1029; NJW 2001' 1865; NJV
2004,3701.

11 5o Bibr 1i/3088, s. 30, und BValG, NVwZ 2011, ciP(dm. zzz.
12 Grdl. Luttennann,FR2007, 18.
'13 Art. 12 II, Art.24 \ der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003' ABIEU

Nr. L 268, S. 1, Aft, 21 III der Richtlinie 2001/18/EG i. d. F. der Richt-
line2008l27lEG, ABIEU Nr. L 81, S. 45.

14 EU-Kommission, Empfehlung vom 13.7.2010, ABIEU Nr. C 200,
S. 8 (Nr. 2.3.3).

15 BVadG, NVwZ 20IL,94 Rdnr. 295.
16 Vom 7. 4.2008,8G81 I, 655.
17 BVerfG,l{VwZ 2011, 94 Rdff. 219.
18 Grdl. Lattertnann, lZ 7998, 174.
19 BVay'G, NVwZ 201I, 94 Rdw. 742.
20 BVerfG, NVwZ 2011, 94 Rdnrn. 742, 234. Vdl. OLG StuttS*rt'

LMRR 1999, 145.
21 DazuobenFußn.6.
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Praktisch soll die vahl einer produktionsmethode anders
arbeitende Personen wirtschaftlich nicht bedrohen. während
der Einsatz von Gentechnik zur Chancennutzuns grundsätz_
lich,zugelassen isr,. sind - so die tuchtrrtt-lä;;;-*d
Ausbreirung einmal in die Umwelt freigesetzten Materials
situativ abhängig (noch).schwer oder gai nicht AriüAü.
Leitend für Vorsorgepflicht und gute fachliche praxi"s ist: Die
Ausbreitung von GVO soll originär möelichst vermieden
oder, wo unvermeidbar, minimiert werden2J. Treten dennoch
wesentliche Beeinträchtigungen nach g 1 Nrn. 1 und 2
GenTG auf,dient g 36a GenTG ftir Abwehr und eurglei.h.
Demgemäß haben die Rechtsanwender (Behörden; F;.ü;:
richte) Ermessen, das verantwortlich geprägt ist.

Vll. Beweisrecht

Beweisschwierigkeiten eines Geschädigten können mit der
sach- und Rechtslage einhergehen. Ein haufiges problem soll
der Kechtstolgenverweis in g 36 IV GenTG beseitigen. Kom_
men nach den konkreten umständen des Einzelfall"s t.ziti"i,
mehrere Nachbarn als Verursacher in Betracht, haften diese
q:*ryt:I{a"erisch (g 36a|/ 1 GenTGi.V. mit $$ 830I2,
840 I .BGB; alrernative Kausalität). Das gilt niät, 

-*.riri
anfänglich fesstehr, dass jeder der Nachbä nur für einen
gem.dl3 richterlicher Schäzung abgrenzbaren Teil der Beein_
trächtigung veranrwordich ir($ 3kaN 2 GenTG).

F:qryg^gilt grundsätzlich das allgemeine Beweisrechr
($ 286 ZPO). Der Gesezgeber hiett sp'ezielle Beweisregeln,
außer. g 34 GenTG, für niöht erforderlich urrd b.tort b."ronj
ders den Anscheinsbeweis2a:

Werden erwa GVO auf Feld A angebaut und auf Feld B in Kulturen
entsprechende Einkreuzungen dokumentiert, spreche i" d* Rd;i;;;
Beweis des ersten Anscheins daftir, dass dei öVO_Ar,b"u auf Feld A
ursächlich sei. Für die mögliche Erschütterung des Anscheins reichi
nicht der Hinweis auf andere denkbare Geschähensablaufe, zum iä_
p]:l 

-.i11 
Verursachung durch gentechnisch konaÄiniertes Sa"tgut.

y.l ,T.rytry*.h genommene Nachbar mus den Altematiwerlaufiat_
sacrulch belegen und bei Bestreiten beweisen.

Wilks.ame__Verteidigung setzr also voraus, dass ein anderer
typlscher Ursachenverlauf ernsthaft möglich ist. Damit ent_

fafl del|nsgheinsbeweis. Unerheblich ü; a;;, welcher der
berden Geschehensabläufe der wahrscheinlichere Vorgans
ist25. In Betracht kommt im genannte, t.i;pi;i d.; ili;;:
dass. in Saat_gut des Lieferant.i fti, p.ld B bäeits mehrfach
erhebllche Verunreinigungen durch GVO nachgewiesen wor_
den sind.

Vlll. Praktische Konsequenzen

Festgehalten sei: Hafrungsrechdich ist der Anbau gentech_
nisch veränderter Kulturän dern konventionell.n od., 

-tiko-

tgqr:hql Anbau in 
- 
der Landwirtschafr gl.i.hl.$.llt

(.$ 3q"Jg GenTG). Nachbarn haben Beeintächtiäuneen
durch ,blnrrag von GVO in ihre Kulturen gemeinhin iu jul_

{:" (S.gOf BGB), soweitdie gesezten Sch"wellenwerte nicht
uberschrinen bzw. vor allem die Methoden guter fachricher
P.raxis gewahrt sind. Hier ist praktisch 

"-uräa"rr, 
um Schä_

den und Hafrung möglichst zü vermeiden (praventi"n).
Im. Sinne verträglicher Koexistenz erhalten Anwender qen_
techruscher Produktionsweisen und deren Nachbarn Rec-hts_

$q P,lanunffsicherheit. Dazu dienen -ii d.n ges.t li.i;.n
verhalrenspflichten ($ 16b Itr .GenTG) die öentechnik_
Ptlaj]zelerle-ugungsverordnung26, die Empfehlungen der Eu_
ropaschen Kommission ftir Koexistenz_Mlßnahmen27 sowie
Anwend.ulgsbestimmungen der Genehmitor[, ai. in J;;
Produktinformation miäuliefern sind tSiAü-V GenTG).
Moderne Betriebsführung baut zum BeispiJ *f fr.rrn*gJ_

verfahren, die im Umgang mit identitätsgeschützten pflan_
zensorren und in der Saatguterzeugung belannt sind. Spezi_
fische überwachungssysteire mind"ern"Vermischungsrisä<en.
Abstandsflächen beim Anbau hindern artfremde -Eintrage.

Vorsorglich können Nachlarbetriebe kooperieren, beispieis_
weise Aussaatzeiten und Fruchtfolgen abjtimmen odei Sor_
ten mit verschiedenen Blütezeiten anbauen.

Zu beachten isr das nachbarliche Gemeinschaftsverhälrnis
als Ausdruck besonderer Rücksicht (g 242 BGB). Das kann
im.Einzelfall b..fl.*:^n{ wirten, efwa eine Anpassung dei
Anbaupläne gebieten28. Das BV.erfG beronr, der 

-Gesea[eber

tordere keine Vorkehrungen, die ,mit absoluter SicheÄeir"
Risiken für die Rechtsgüier des g 1 Nrn. 1., 2 GenTG aus_
schließen; sonst drohe faktisch ein Verbot fü, d.n Umgane
TtJ . 

GyO, die ?ym Inverkehrbringen zugelassön "rinä

{$_$ |1fJ. GenTG;zr. Bei ihnen zeitigän neuJErkenntnisse
Modifikation30. Das kennzeichnet die Verantwoffung von
den Betreibern und Behördenveftretern.

lX. Ungewlssheit

Die Richter des BVerfG beronen den gentechnikfreundlichen
Ansatz des Ggsetzgebers (g 1 Nrn. 2, 3 GenTG). In diesem
Srnne fixierr g 36a GenTG den Rechtsrahmen, um die wis_
senschaftlichen, rechnischen und wirrschaflicüen Möglich_
keiten der Gentechnik weirer erforschen, entwickeln" und
nutzen zu können3l. Dies ist wie gezeigt kein Freibrief. Das
unterstreicht die weiterhin bei GVO gältende Gefdhrdungs_
haftung, die Betreiber mit der g.räfi.h.n Ursachenvär_
mutung Cem. $$ 32,34 GenTG trifft32.

Das nimmt forrbestehende Ungewissheit ad die sich auch spiegelt in
der 

"hochkontroversen 
gesellschaftlichen Diikussion":: 6", 4i[1_

techmk. Dies erinnen an die Debatte über die friedliche Nutzung der
Kerneaergie. Im Beschluss zum 

"fthnellen Brürer" markierteo Riihtei
des.BVerfG 1978, Grundrechtsgefährdungen seien nicht 

"mit absoruter
Sicherheit" auszuschließen: Ftii. die. 

"Geltaltung der Sozialordnung;
müsse es bei Abschzitzungen anhand praktischei Vemunft U.*."a."n,
cüe menschliche Erkenntnis nach dem Stand von Wissenschaft und
lechnik gebiete. Un^gewissheiten. 

"jenseits dieser Schwelleo seien oun-
entrinnbar und insofern als sozialadäquate Lasten von allen füree;zu
Technik gebiete.

tragen"g.
von allen Bürgern zu

Die Diktion seither isr verändert. Doch klar bleibr Im
Grunde geht es um Wahrscheinlichkeiten. Sie kommen leichr
im wissenschaftlich-mathematischen Gewand von Exaktheit
und Neutralität daher, bergen aber mächtiqe Deurunss_
hoheit. Einbruchsorte lob-byistischer Schüna;; -;;d
Schwellenwerte. Die Eulopäisthe Kommission splricht von
odem hinnehmbaren Vermischungsgrad,,, der'Bundesrat
warnt, die ubiquitäre Verbreitung uon CVO-Spuren nehme
auch bei OJcoprodukten 2u35. Haben gentechnikfreie Kultu-
ren Zukunft?
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BVerfG, NVwZ 2011, 94 Rdnr. 135.

{.W, 
NVwZ 2011, 94 Rdnr. 224, mit Verweis auf BT-Dr 1Sl3088,

BlDr 15/3088, S. 31.
BGH, NJW 7978,2032.
Yom7.4.2008, BGBI I, 655; s. oben V 3.
Oben IV.

X8;r3,$#9n-Yrf i,'ri k#,*#; 1?* 
*n zivilrechtrich z. B.

En iö:Nv-;>-;öfi, il'Äl
die Richtlinie 2001/18/Ec (o.dffhn23ft.Eurorarechtlich 

maßgebend ist
NJW--RR 200s,610; NJw 2003, 1313.

Fußn.7).

ABIEU Nr. C 200. S.

9L9 ry@l-a..M., OLG-Repon'2009, 478 (Bt-Mais 176); Rev.
BGH -\2R243/09 (früher: X ZR63t\9t:
B^V?fg, NVwZ2011,94 Rdff. 238 (194).
Grds. Luttermann.IZ 1998. 174.
BVerfG,NVwz 2ö1 t, 94 RdIf.. 137.
BVerfG,BVerfG, NJW 1979, 359 - Kalkar II.
PIPI-1{/30_891 S. 52; EU-Kommission, Empfehlung vom 13. 7. ZOl0,
ABIEU Nr. C 200, S. 8 (Nr. 2.3).
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X. Ethische Percpektive

Die Gentechnik greift ein ,in die elementaren Strukturen desL:be:ts:':', mit synthetischer Biologie3T weit über Nachbar_
scnaft hrnaus. Das forden ethische Anspannung (g 1 Nr. 1

_GenTG) ftir den Schutz der natürlich.n t.b..rrffidlagen.
fas ^i1t 41.3g, wie daq BVerfG ersrmals ö kh, "-itnrt. 2U a .GG bekräftigt, ftir Rechtsprechung und Verwal_
tung",o: L,me angemessene Haftungsverfassung sichern, die
- anders-als wir es gerade in der Weltschuldenkrise mii der
)taatshattung für Bankschulden edeben3e _ die Folgenver_

to

antwoftrrng durchse-tzt, die den privaten Gentechnikverwen_
cler als Störer trifftao. Das etabliert unsere Freiheitsordnung.
Praktisch obliegt jedermann, die Schöpfung fü. [ü"ftü";
ueneratlonen zu bewahren. -

BVerfG, NVwZ 2011, 94 Rdnr. 135.
Gr ds. Luxermann, .IZ 20 l, l. 19 S.
Bye?fc, NVwZ 2011, g4 itdnm. t3S ff., 243. Grds. BT_Dr 1U6633
{Gesetz zur GG-Anderung), S. 6f., ;J ät-i; räöböiv.*rrr*jr_
kommission), S, 65.
Luttermann,ZW 2010, L
BVelfG, NVwZ 2011,94 Rdff. 28j.

Kommentar

Professor Dr. Bernd Rüthers*

Rechtswissenschaft ohne Recht?
l. Der überfällige Methodendiskurc

I" dg".lerzren Jahren ist unrer den deutschen Juristen ein
inzwischen vielstimmiger Methodendiskurs zu-stande se_

\9*.t1. Es geht dabei im Kern um di; F;"g., J;J ff.
dre wachsenden rechtspolitischen Funktionen-der Richter,
besonders der obersten Bundesgericht., U.ijm B.d;iö
fürer normserzenden l"gesezgäberirrt.n;i nff .hää*s.;
gff.lte.J.q.und begrü;det üerden -tirr.n. tuchterliche
Kecnßtoftbll{qng ("Ersatzgese:?gebung.) ist wegen der ra_sanrel Enrwicklung. der gesellsihaftliihen Crglb.nh.iä
.Tg T_t-tthttJl:n "{!.tulg" überkommener Geütze legitim
unct unvermeidbar. Sie wird von den Gerichten heute"aber
hayfig nicht offen deklarien *d b.grtu;;r, sondern als
.objektiv-teleologische Auslegung., deic;;;es falsch eti_
keftrerr, während es sich in Wahrheit um subjektive Recht_

;etzlngen, also,Einlegungen. der jeweiligen'Spruchkörper
yr)9.5. uegenstand der Kritik ist also nicht äie legitime

11C,10: 
der, Rechtspr."lqtg, das Recht im verfasiungs-

gemeßen Rahmen fortzubilden, sondern diese richterlicie
Ngt-T?.unt offen- zu begründän und nichi un;;;'i;i:
scnen tstlkeft. 

"Ausregung' zu verschleiern. wer für solche
Methodenehrlichkeit ejntltt, wird von den Leugnern der
Gesetzesbindung gern in bemerkenr*.rt , Naivitit als Ver_
ffeter eines,strikten Geserzespositiyismus,, schubladisiert.
(R. Ogoreh, in: Festschr. f. Hassämer, 2010, S. IS9 [160 f.])t.

1. Überraschende Basisvorstellungen: .Es gibt gar kein
Recht'

Der dazu entsrandene liskurs zeitigt vielfältige Nebenwir_
kungen. So. legt er nebenbei mancneiUishei.tä unb"*urrt
oder verschwiegene Basisvorstellungen der Diskursteilneh_
mer otten. KüLrzlich hat Walter Grasnick, Honorarprofessor
ftir Strafrecht und Rechtsphilo,sophie i; i\4;*g oi,a Ob"r_
staatsanwalt a..D., die_ Feitstellung aufgespießt, äass die d_
ncnre cer öunclesrepublik minels der in der Justiz verbreitet
geuDten ooblektlv-teleologischen" Methode zu heimlichen
,Herren der Rechtsordning,, werde-n (Grasnick, Mü;
N"?:^V"i 2010, S. 1,2, mitBezug auf Rti,theis,Re;hßrhe;-
rie 2009,253). Er meinr, das sei ä*", ,o, abeidas ;i;;.hgut so. Man müsse sich .um die Rechtsordnung ona in 

"Herren keine Sgrgen machen. Niemand kOnne äie n..t *-
ordnung m Gefafu bringen, denn, so wörtlich, ,die gibt es

gar,nicht. S? y.yga*je.die Ordnung überhaupt oder das
Kecht als solches'. Er hält beides ftir Märchengebilde, wie
beispielsweise ,schneewiftchen oder den Mann iä Mond".
Ahnlich wirklichkeitsfremd erscheint ihm ieder, der omir
sehnsuchtsvoller Beschwörung" vom Rechtsanwender'ivle-
thodenstrenge und Methodenähr[chkeit foräerr "d;;;;;uber ,dle laßache eines Stufenbaus der Reihtsordnung er_
zähIen will". Der unbefangene iuristische Leser stutzc Ein
Professor der Rechte verkündet'als sein eGnntnistheoreti-
sches.Credo, dass es keine Rechtsordnung,i^ärä^iii üi"
,Recht,als solche{ 

Fsbt Beides seien Maiche*id;:A";;:
srchts der teilweise bemühr witzigen Formulierungsversucie
des Beitrags und sliner möglichän folgeru"gen ichaur der
leser auf das Erscheinungsdätum ae, ioUtit ätion. Nein, es
handelt sich nicht r-- 

S.^ Ap-ril-Numm.i a., Uy"pr,-rir"_
dern um dessen Mai-Heft 2010.

2. Die Analogie zum Kunstbegriff
An Forschheit fehlt es Grasnick nicht. Wer anders denkt als
er, den zäIilt er zu den Träumern. Das sind alle di., *ei.he
von einem 

"Stufenbau 
der Rechtsordnung. 

"org.ü.n-;;immer 1o9h deq ,reinen Chimäre" einer ,ä geninnten Ge_
ytzalinluy_S des Ric(tersl anhängen (eienr'o Ogoreh, inz
Festschr.f..Hassemer, S. 16g). Es g& ih. darum,""in unse_
rem Weltbildhaus die aken Bilder-- auch die ni*rieiUlaer _
ab- und die neuen aufzuhängen, morsche Di.i"" zu ersezen
und Möbel umzusrellen" (S. tej.Is müsse g.firg.r, S"t.in
ftir Schnitt auch die Bürger aufiuklären, ;.iil4;rüdr;;;;
Recht ist (weil es das iä nicht gibt), sondÄ wie Richter
arbeiten. Als Xkonzeugen für ieinä iuristische Erkennt_
nistheorie zitiert er den bertihmten Kunsthistonker EÄt
H. Gombrich. Dem sei klar gewesen:

?T:r.-ir no such trry T "ry. 
There are only aftisrs.,. (Gom_

brtch,,5tory o{ Att, 1950). Der Satz srarnmt übrigens nicht
von rhm, sondern von seinem Lehrer lulius uon- Schlosser
(vgl. Gombricä, Ktinstler, Kenner, Kundän, 1993,5. g f.),
Gombrich traf damit eine Aussage über den Kunstbegriff.
Sie erscheint auf den ersten phcf einladend, i" pt"orTU.i,
wenn man an einige Entscheidungen des BVeifG zir Kunst_

" Der Autor ist em. prof. ftir Zivilrecht und Rechctheorie sowie Rich-ter am OLG a. D. in Konsranz.
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